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Steuerreform zeigt Wirkung

Kanton. Mit der dieses Jahr in kraft
getretenen Steuerreform werden im
kanton Schwyz neben den natürli-
chen Personen insbesondere die ju-
ristischen Personen entlastet. Durch
die Reduktion des Gewinnsteuersat-
zes und der anrechenbarkeit der Ge-
winn- an die Minimalsteuer ergibt
sich eine durchschnittliche Entlas-
tung der Unternehmen von rund 45
Prozent, teilt die Staatskanzlei mit.
Die neuesten zahlen des Bak (Bak-
basel Economics aG) taxation Index
für alle Schweizer kantone zeigt,
dass der kanton Schwyz mit der
Steuerreform 2010 im gesamt-
schweizerischen Vergleich für Unter-
nehmen noch attraktiver geworden
ist und nun definitiv zu den steuer-
günstigsten kantonen überhaupt zu
zählen ist. Einige Gemeinden des
kantons Schwyz sind sogar die steu-
ergünstigsten der Schweiz. Für juris-
tische Personen kommen zwei we-
sentliche Änderungen zum tragen:
Einerseits wird der Gewinnsteuer-
satz von bisher 4 auf 2,25 Prozent
reduziert. anderseits ist die anrech-
nung der Gewinn- an die Minimal-
steuer zu nennen./red.

Abbruch kostet 1000 Franken

Kanton.wer im kanton Schwyz nach
der obligatorischen Schulzeit ein
schulisches Brückenangebot be-
sucht und dieses vorzeitig wieder
verlassen will, muss eine Gebühr
von 1000 Franken zahlen. Der Re-
gierungsrat hat das Reglement über
die Brückenangebote an den Berufs-
schulen geändert. Laut Benno kälin
vom amt für Berufsbildung kam es
immer wieder vor, dass Schüler nach
wenigen Monaten ausstiegen, weil
sie einen ausbildungsplatz gefunden
hatten. Die Gebühr von 1000 Fran-
ken sei als abgeltung für den auf-
wand der Schule gedacht./jä.

Auf Abgabe wird
nicht verzichtet
Kanton. Der Schwyzer FDP-kantons-
rat christoph weber und mehrere
Mitunterzeichner forderten vom Re-
gierungsrat den Verzicht auf die Vor-
teilsabgabe. Sie ist von einem Bau-
herrn zu entrichten, wenn er eine
zufahrt in eine kantonsstrasse oder
Gemeindestrasse bauen darf. kan-
ton und Gemeinden erzielen daraus
jedes Jahr sechsstellige Einnah-
men. 2008 waren es 125’000 Fran-
ken beim kanton und 107’000 Fran-
ken in den Gemeinden. 2006
nahmen kanton und Gemeinden da-
raus sogar 610’000 Franken ein.
Die Vorteilsabgabe wurde 2000 ein-
geführt. In der antwort auf webers
Motion schlägt nun die Regierung
dem kantonsrat vor, die Vorteilsab-
gabe beizubehalten. Sie sei verfas-
sungsmässig und gleiche Vor- und
nachteile aus, die durch Planungen
gemäss dem Raumplanungsgesetz
entstehen können. zudem sei die
anzahl vorteilsabgabepflichtiger
Bauvorhaben gering. «Eine hem-
mende wirkung der Vorteilsabgabe
auf die Bauwirtschaft kann daher
ausgeschlossen werden», schreibt
der Regierungsrat./s.

Finanzausgleich

Kanton. Der Finanzausgleich inner-
halb des kantons Schwyz hat sich in
den letzten acht Jahren bewährt. zu
dieser auffassung kommt der Regie-
rungsrat in der antwort auf parla-
mentarische Vorstösse. «Der abbau
übermässiger Unterschiede der
Steuerbelastung von Bezirken und
Gemeinden ist auf gutem weg»,
schreibt der Regierungsrat. «alle Ge-
meinden, die ausgleichsleistungen
beziehen, konnten den Steuerfuss
reduzieren.» auch die Belastung je-
ner finanzstarken Gemeinden, die
diesen ausgleich finanzieren, sei
tragbar./s.

Spenden für Augenkranke

Kanton. Die Einwohner des kantons
Schwyz vertrauten 2009 78’052
Franken der cBM christoffel Blinden-
mission an. Das Geld wird für augen-
kranke und Blinde in Entwicklungs-
gebieten genutzt. Dies schreiben die
Verantwortlichen der Mission in ei-
ner Mitteilung. Die Spenden der
Schwyzer könnten 1561 operatio-
nen am grauen Star gleichgesetzt
werden./(Mitg.)

Eine langsamere
Entwertung

Der Kanton Schwyz schreibt
seine Anlagen und Liegen-
schaften jeweils sehr
schnell ab. Jetzt wird hier
eine Änderung angestrebt.

s. Die Prozentsätze stehen so seit
2003 im kantonalen Gesetz über
den Finanzhaushalt: Investitionen
im Verwaltungsvermögen müssen
jährlich mit acht Prozent des Rest-
buchwertes abgeschrieben, also
buchhalterisch entwertet werden.
Bei Mobilien und Maschinen be-
trägt der abschreibungssatz sogar
20 und bei Investitionsbeiträgen
25 Prozent. «Dies hat zur Folge,
dass bereits nach acht Jahren rund
die hälfte einer Investition abge-
schrieben ist», stellten die beiden
Schwyzer FDP-kantonsräte Rolf
Bolfing und christoph weber letz-
ten Januar in einer Motion fest.

«Der Buchwert ist deshalb mas-
siv tiefer als der wiederbeschaf-
fungswert und es werden so de
facto stille Reserven gebildet.» Die
grösste finanzielle Belastung trage
also jene Generation, welche die
Investition beschliesst. «Der Le-
bensdauer der Projekte wird da-
durch zu wenig Beachtung ge-
schenkt.» wenn zudem künftig
besser auf die tatsächliche Le-
bensdauer eines Projekts einge-
gangen würde, so könnte dies
dämpfend bei der Steuer- und Ge-
bührenentwicklung sein. Darum
solle der kanton seine abschrei-
bungsvorschriften überprüfen, for-
derte die Motion.

Regierung lenkt ein
auf diese Forderung will nun die Re-
gierung eingehen. Sie schlägt dem
kantonsrat vor, die Motion von Bol-
fing und weber erheblich zu erklä-
ren. Dann könne eine teilrevision
des kantonalen Finanzhaushaltsge-
setzes angepackt werden. Dabei
würde der kanton von seiner heuti-
gen degressiven abschreibungsme-
thode abkehren, welche die jährli-
chen abschreibungsraten fortlau-
fend verringert und nur anfänglich
hohe Raten vorsieht. Möglich würde
dies mit der Einführung einer linea-
ren abschreibung. Sie würde dafür
sorgen, dass die jährlichen ab-
schreibungsraten über die gesamte
Laufzeit gleich hoch bleiben.

Damit kann der kanton auch auf
eine Empfehlung der konferenz der
kantonalen Finanzdirektoren einge-
hen. Sie schlägt den kantonen und
Gemeinden eine neue Form der
Rechnungslegung vor. Es solle in
anlehnung an die Privatwirtschaft
ein neuer Rechnungsaufbau mit Er-
folgsrechnung, Bilanz und Geld-
flussrechnung geschaffen werden.
Dabei spiele der wechsel der ab-
schreibungsmethode hin zum linea-
ren Modell eine wichtige Rolle.

Der wechsel zur linearen ab-
schreibungsmethode allerdings
soll noch vor der Einführung eines
neuen Rechnungsmodells vollzo-
gen werden.

Grosse Unruhe im Bistum
Chur: Ein Hardliner könnte
zweiter Weihbischof werden.
Kritiker befürchten, Zürich
und die Urschweiz könnten
sich abspalten wollen.

nLz. Die zeichen stehen auf
Sturm. am Dienstag ging werner
Inderbitzin, Sprecher der Biber-
brugger konferenz und damit der
Vereinigung der katholischen kan-
tonalkirchen des Bistums chur, an
die Öffentlichkeit. Er zeigte sich
besorgt über das unbestätigte Ge-
rücht, wonach der in kirchenkrei-
sen als hardliner geltende Martin
Grichting, Generalvikar des Bis-
tums chur, von Bischof Vitus hu-
onder zum zweiten weihbischof in
chur vorgeschlagen werden soll.

am Mittwoch meldeten sich die
Dekane der Urschweiz (Inner-
schwyz, ausserschwyz, Uri, nid-
walden und obwalden) zu wort. In
einer Stellungnahme schreiben
sie: «Mit grösster Sorge haben wir
von den Bestrebungen gehört, Ge-
neralvikar Dr. Martin Grichting zum
zweiten weihbischof für das Bis-
tum chur zu ernennen.» Es sei
völlig unverständlich, dass ein sol-
cher Schritt erwogen werde. Denn
der widerstand gegen Martin
Grichting sei im Bistum ausseror-
dentlich gross. Die Dekane be-
zeichnen Grichting als eine Per-
son, die spaltet. «wir benötigen
aber dringend Bischöfe, die fähig
und willens sind, Brücken zu
bauen. wir sind überzeugt, dass
eine solche Ernennung die Diö-
zese chur in eine tiefe krise füh-
ren würde.»

konrad Burri, Dekan von Inner-
schwyz, hofft nun, dass die Bot-
schaft gehört wird. «Denn mehr
Druck können wir nicht ausüben.
Da sind uns die hände gebunden»,
sagt Burri.

kath.net, ein österreichisches,
katholisches Internetportal, titelte
gestern: «Die Staatskirche im Bis-
tum chur veranstaltet (wieder ein-
mal) ein öffentliches Mobbing ge-
gen einen romtreuen Priester, der
möglicherweise weihbischof wer-
den könnte.» Von Mobbing will
konrad Burri nichts wissen: Man
dürfe doch seine freie Meinung zu
einer Person äussern. Denn eine
kirche, die nur von oben gesteuert
werde, funktioniere nicht. «wir
wollen klar, dass das Volk ernst
genommen wird.»

Generalvikar zeigt sich entsetzt
auch Martin kopp, Generalvikar
und damit bischöflicher Beauftrag-
ter für die kantone Schwyz, Uri,
obwalden und nidwalden, zeigt
sich äusserst besorgt. «Das Ganze
wurde einmal mehr seitens des
Bistums unter ausschluss der
engsten Mitarbeiter geplant. Und
ausgerechnet so terminiert, dass
alle in den Sommerferien sind.»
an der wahrheit der Gerüchte über
Grichtings Ernennung zum weihbi-
schof zweifelt kopp nicht. Er hält
die wahl für problematisch: Im
Vorfeld sei wiederholt von einer
breiten Mehrheit im Bistum und
öfters in deutlichen worten darauf
hingewiesen worden, dass von ei-
ner solchen wahl abzusehen sei.
Der Stein desanstosses: Grichting
ist ein erklärter Gegner der Staats-
kirche, dem weltlichen und demo-

kratisch organisierten teil der kir-
che. «würde Grichting zum
weihbischof gewählt, wären viele
Geistliche vor den kopf gestos-
sen», so kopp.

Ähnlichkeiten zwischen dem
ehemaligen churer Bischof wolf-
gang haas und Martin Grichting
will Martin kopp aber nicht aus-
machen. Diese Persönlichkeiten
seien sehr verschieden, sagt er,
auchmit Blick aufMartin Grichting.
«Grichting ist viel intelligenter und
fleissiger als haas. weil er vor al-
lem in einer wichtigen Sache auch
noch eine Extremposition vertritt,
wird er von vielen gefürchtet.»

Die Drohung lautet Ablösung
Für kopp ist klar: Es geht für Bi-
schof huonder darum, in seiner
Position besser unterstützt zu
werden. anders sei nicht zu erklä-
ren, weshalb er fürs Bistum chur
einen zweiten weihbischof wolle.
Doch kopp hält eine solche wahl
für unnötig. Sollte Grichting zum
zweiten weihbischof ernannt wer-
den, gefährde dies den Frieden im
Bistum.

«Schon länger strebt man in zü-
rich ein eigenes Bistum an.
Grichtings allfällige Ernennung
würde einer solchen Bewegung
auch in der Urschweiz aufwind ge-
ben.» wo würde er in einem sol-
chen Fall stehen? «Mein Job als
Generalvikar ist es, den Laden zu-
sammenzuhalten. aber ich ver-
stehe, wenn dann andere an einer
Loslösung von chur arbeiten wür-
den.»

Bundesräte sollen schlichten
Verstärkung erhalten die kirchen-

träger von Politikern. Der ehema-
lige Schwyzer Regierungsrat wer-
ner Inderbitzin, der Sprecher der
Biberbrugger konferenz und Präsi-
dent der Schwyzer kantonalkir-
che, will jetzt alle hebel in Bewe-
gung setzen, damit diese wahl
verunmöglicht wird. Gegenüber
unserer zeitung hat er am Mitt-
woch angekündigt, gegebenen-
falls sogar Bundespräsidentin
Doris Leuthard einzuspannen.
«Sicher werden wir noch diese
woche die kantonsregierungen
des Bistums kontaktieren, damit
sie sich für unser anliegen einset-
zen», sagt Inderbitzin.

Schon 2008 sahen sich Politi-
ker dazu veranlasst, in Rom per-
sönlich vorzusprechen. Bundes-
präsident Pascal couchepin
persönlich intervenierte in Rom
gegen huonders Bitte, Grichting
zum weihbischof zu machen. Von
den betroffenen zentralschweizer
kantonsregierungen Uri, Schwyz,
nidwalden und obwalden war ges-
tern nur Bildungs- und kulturdirek-
tor Josef arnold erreichbar. Dieser
sagt: «Die demokratische Mitspra-
che an der Basis muss wie in der
Politik auch in der kirche gewähr-
leistet sein.» Und dafür wolle er
sich als Regierungsrat notfalls
einsetzen.

Das Bistum chur will zum Fall
keine Stellung nehmen, wie der in
den Ferien weilende Medienspre-
cher und Domherr christoph ca-
setti am telefon sagte. auch der
eigentliche hauptakteur Martin
Grichting äussert sich nicht zu
den wirren, die um seine Person
und eine allfällige wahl entstan-
den sind.

Politiker sollen Grichting stoppen
Gerüchten zufolge soll Martin Grichting Weihbischof werden

Kindern mit Schwächen
in einzelnen Fächern kann
geholfen werden. Aus dem
Kantonsrat werden hier
Verbesserungen gefordert.

s. Die Forderung kommt von kan-
tonsrat Elmar Schwyter aus La-
chen. Er sitzt auch im kantonalen
Erziehungsrat und weiss darum,
wovon er schreibt, wenn er an den
Schwyzer Schulen kritik übt: «auf
der Primarstufe fällt auf, dass zu-
nehmend integriert wird. Das
heisst, die kleinklassen ver-
schwinden.»

Zunehmende Integration
Dabei könnten in diesen kleinklas-
sen kinder mit Schwächen in ein-
zelnen Bereichen besonders gut

gefördert werden. hinzu kommt,
dass seit 2006 auch geistig behin-
derte und schwer verhaltensauffäl-
lige Sonderschüler in die normalen
klassen aufgenommen werden.
was für die klassenlehrer viel
Mehraufwand nach sich zieht und
das niveau der klassen senkt.
Schwyter kritisiert auch, dass in
den oberstufen die bisherigen
werkklassen zunehmend ver-
schwinden.

Dafür würden dann die Real-
klassen zunehmend von Schülern
besucht, «die dem Stoff nicht oder
nur noch teilweise zu folgen ver-
mögen».

Bund verlangt die Integration
Schwyter fordert darum Verbesse-
rungen in diesem Bereich. Diese
Verbesserungen verspricht jetzt die

Regierung und schlägt dem kan-
tonsrat vor, Schwyters Postulat er-
heblich zu erklären. Dabei aller-
dings verweist die Regierung auf
einen auftrag des Bundes, die be-
hinderten kinder und Jugendlichen
ins lokale Schulangebot zu integrie-
ren. allerdings seien dabei bessere
Feinsteuerungen möglich. Jeden-
falls soll jetzt das Bildungsdeparte-
ment das gesamte heutige sonder-
pädagogische konzept überprüfen.

Sprachheilschule Steinen
Der Regierungsrat will die heilpäda-
gogische Früherziehung neu ausge-
stalten. Für kinder mit Sprach-
schwächen will der Regierungsrat
auch prüfen, ob die Sprachheil-
schule Steinen neu positioniert
und künftig als tagesschule für kin-
der mit schweren kommunikations-

beeinträchtigungen ausgestaltet
werden könnte. Die Rede ist im re-
gierungsrätlichen Papier auch von
einer familienergänzenden Betreu-
ung für die kinder in den heilpäda-
gogischen zentren. Und auf jeden
Fall sollten im kanton kleinklassen
für kinder und Jugendliche mit Ver-
haltensauffälligkeiten bestehen.
Die beiden kantonsräte adrian
Dummermuth und armin camen-
zind aus Goldau und küssnacht
hatten in einem anderen Postulat
eine kantonale Institution für ver-
haltensauffällige kinder und Ju-
gendliche gefordert.

auch ihr Postulat wird von der
Regierung dem kantonsparlament
zur Erheblicherklärung empfohlen.
Es soll mit dem neuen konzept aus
dem Bildungsdepartement eben-
falls erfüllt werden.

Förderung für Teilschwache
Die Regierung will die Sonderpädagogik in den Schulen verbessern

Entweder Jubiläumsfeier oder Auflösung
Schwyzer Frauennetz: Präsidium ist verwaist – Verein startet einen Aufruf

Nächstes Jahr könnte der
Verein Frauennetz Kanton
Schwyz sein 10-Jahr-
Jubiläum feiern. Ob es
dazu noch kommen wird,
ist ungewiss.

jä. Die Schweiz wird möglicher-
weise bald von vier oder fünf Bun-
desrätinnen regiert werden. Mei-
nungsumfragenzueinermöglichen
Frauenmehrheit im Bundesrat fül-
len zurzeit die zeitungsspalten. Im
kanton Schwyz hingegen wirft die
tatsache, dass auch nach den Er-
satzwahlen vom 13. Juni keine
einzige Frau in der Regierung sitzt,
keine hohen wellen. Und dies, ob-
wohl Schwyz inzwischen der ein-
zige kanton ist, dessen Regie-
rungsrat aus lauter Männern
besteht.
wenig Echo rief bisher auch der

aufruf des Frauennetzes hervor,
das dringend eine neue Präsiden-
tin sucht. Seit Birgitta Michel the-

nen, Rickenbach, im Januar de-
missionierte, ist das Präsidium
verwaist. Dabei könnte der Verein
im nächsten Jahr sein 10-jähriges
Bestehen feiern. anlässlich der
Frauensession der Gleichstel-
lungskommission 2001 wurde
der Verein Frauennetz gegründet.
Sein ziel ist es, den Frauenanteil
in den politischen Ämtern im kan-
ton auf mindestens 30 Prozent zu
erhöhen.
Das Frauennetz will Frauen mit

verschiedenen aktionen und kur-
sen ermutigen, öffentliche Ämter
zu übernehmen und sie in ihrem
Engagement unterstützen. Um
die Vernetzung von Frauen zu stär-
ken, wurde eine spezielle Fach-
frauen-Datenbank eingerichtet.

30 Jahre reichen nicht
Das 30-Prozent-ziel ist im kanton
Schwyz noch längst nicht erreicht
– auch im kantonsrat und in den
Gemeinderäten liegt der Frauen-
anteil weit tiefer. «wenn es im bis-

herigen tempo weitergeht, reichen
die nächsten 30 Jahre nicht aus,
um die 30 Prozent zu erreichen»,
sagt Birgitta Michel thenen.
zu tun hätte das Frauennetz

also genug, dennoch ist seine zu-
kunft höchst ungewiss. Der
Grund: Die kantonale Gleichstel-
lungskommission steht laut Mi-
chel nicht mehr hinter ihrer toch-
ter Frauennetz. Die neuen
Mitglieder der kommission wür-
den die Frauennetz-aufgaben lie-
ber selber übernehmen, glaubt
Michel.

Das Frauennetz aushungern?
auch die bisherige finanzielle Un-
terstützung stehe zur Diskussion.
Die Gleichstellungskommission
bezahlte dem Frauennetz bis an-
hin einen jährlichen Sockelbetrag
von 5000 Franken; dazu kamen je
nach Jahresprogramm weitere
Beiträge. In einem wahljahr sum-
mierte sich das laut Michel auf bis
zu 15’000 Franken. wenn die

Gleichstellungskommission das
Frauennetz finanziell aushungern
wolle, werde man den Verein wohl
auflösen müssen, sagt Birgitta Mi-
chel thenen.

Sie persönlich würde das als
bitter empfinden, vor allem, weil
das überparteiliche Frauennetz
breiter akzeptiert worden sei als
die Gleichstellungskommission.
Und das wahlergebnis vom 13.
Juni habe klar gezeigt, dass ein
politisches Frauennetzwerk wei-
terhin dringend nötig wäre. Falls
eine neue Präsidentin gefunden
werden könne, müsse sie zu Be-
ginn vor allem eines tun: mit der
Gleichstellungskommission über
die zukunft verhandeln.

«wir wären froh, wenn das Frau-
ennetz seine aufgaben wahrneh-
men würde», sagt demgegenüber
antonia Betschart, die Präsidentin
der Schwyzer Gleichstellungskom-
mission. Leider sei der Verein
Frauennetz aber seit anfang Jahr
führungslos und deshalb faktisch

handlungsunfähig. Dabei wäre
das Engagement des Frauennet-
zes gerade in den beiden wahl-
gängen für die zwei Regierungs-
ratssitze dringend nötig gewesen.
Für Betschart ist deshalb klar:
«wenn das Frauennetz nicht bald
eine Präsidentin findet, wird die
Gleichstellungskommission die
aufgaben an sich nehmen.»

Nicht mehr so nahe
auf die Frage, ob die Gleichstel-
lungskommission das Frauennetz
finanziell aushungern wolle, sagte
antonia Betschart, der Grundbei-
trag von 5000 Franken sei unbe-
stritten. Diskussionen gebe es al-
lenfalls über die weiteren Beiträge
an spezielle aktionen des Frauen-
netzes.

Diese fänden halt nicht immer
alle kommissionsmitglieder sinn-
voll. Von krach will Betschart den-
noch nicht sprechen. Sie sagt nur:
«wir waren sicher schon mal nä-
her beieinander.»


